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Die aktuelle Stimmungslage und Reformbereitschaft 

in Bayern 

 

 

Im Bundesgebiet ist die Stimmungslage der Bevölkerung überwiegend von Verun- 

sicherung und Zweifeln geprägt, ob Deutschland eine gute Zukunft haben wird. Die 

Stimmungslage in den Bundesländern fällt jedoch sehr differenziert aus, sowohl in 

Bezug auf die ökonomischen Perspektiven, die Regierungsleistung im eigenen Land 

und die landespolitische Agenda und Präferenzen der Bürger. Im Auftrag der vbw – 

Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. führte das Institut für Demoskopie  

Allensbach eine Bestandsaufnahme in Bayern durch, die zeigt, dass sich die Situation 

und Stimmungslage deutlich vom Bundesdurchschnitt unterscheiden. Die Ergebnisse 

stützen sich auf insgesamt 1.039 online durchgeführte Interviews mit einem repräsen-

tativen Querschnitt der bayerischen Bevölkerung ab 16 Jahre. Die Interviews wurden 

zwischen dem 1. und 7. September 2026 durchgeführt.  

 

 

 

Bayern vorn 

 

Die große Mehrheit der bayerischen Bevölkerung ist überzeugt, dass sich Bayern  

sowohl wirtschaftlich wie in Bezug auf die Regierungsleistung von anderen Bundes-

ländern abhebt. 62 Prozent sind überzeugt, dass Bayern gut regiert ist; mit großem 

Abstand folgen Baden-Württemberg (29 Prozent) und Nordrhein-Westfalen (11 Pro-

zent). Dieser deutliche Vorsprung spiegelt keineswegs bayerische Hybris; auch wenn 

die Frage in anderen Bundesländern oder auf Bundesebene gestellt wird, liegt Bayern 

mit großem Abstand vorne.  

 

 

I N S T I T U T   F Ü R   D E M O S K O P I E   A L L E N S B A C H 
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Schaubild 1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Noch stärker deklassiert Bayern die anderen Bundesländer, wenn es um die aktuelle 

wirtschaftliche Situation geht. 78 Prozent der bayerischen Bevölkerung sind über-

zeugt, dass Bayern zu den Bundesländern gehört, die wirtschaftlich reüssieren; ledig-

lich Baden-Württemberg erhält hier von der bayerischen Bevölkerung noch relativ 

gute Noten, wird aber ebenfalls von Bayern weit deklassiert: 42 Prozent halten Baden-

Württemberg, jeweils 11 Prozent Nordrhein-Westfalen und Hamburg für Bundes- 

länder, die sich wirtschaftlich aktuell in einer guten Lage befinden. 
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Schaubild 2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch wenn die wirtschaftliche Situation nicht im Vergleich zu anderen Bundesländern 

beurteilt wird, fällt das Urteil der bayerischen Bevölkerung über die ökonomische  

Situation in ihrem Bundesland angesichts der derzeitigen Transformationsprozesse 

und Herausforderungen bemerkenswert positiv aus. 68 Prozent halten die wirtschaft-

liche Lage in Bayern im Großen und Ganzen für gut, nur 23 Prozent ziehen eine über-

wiegend negative Bilanz. Völlig eindeutig fällt auch die Einschätzung aus, wie Bayern 

im Vergleich zu Deutschland insgesamt dasteht: 64 Prozent schätzen die wirtschaft-

liche Situation Bayerns günstiger ein, lediglich 8 Prozent ungünstiger und jeder Fünfte 

als vergleichbar.  
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Schaubild 3 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die überwältigende Mehrheit ist auch überzeugt, dass Bayern nach wie vor ein guter 

Standort für Unternehmen ist. 76 Prozent sehen Bayern als guten Standort, nur 16 Pro-

zent haben den gegenteiligen Eindruck. 
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Schaubild 4 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise Unsicherheit in Bezug auf die ökonomischen Perspektiven  

 

Die derzeitige wirtschaftliche Lage in Bayern wird von der Bevölkerung allerdings 

positiver eingeschätzt als die mittelfristigen Perspektiven. Hier gibt es durchaus in ei-

nem größeren Teil der Bevölkerung Verunsicherung. Zwar schätzt knapp die Hälfte 

der bayerischen Bevölkerung auch auf Sicht der nächsten 5 bis 10 Jahre die ökonomi-

schen Perspektiven von Bayern positiv ein; immerhin 35 Prozent fürchten jedoch, dass 

sich die Situation verschlechtern könnte. 
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Schaubild 5 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Einschätzung der ökonomischen Zukunftsperspektiven der bayerischen Wirt-

schaft bestimmt in hohem Maße, ob die Bürger überzeugt sind, dass das Land insge-

samt eine gute Zukunft hat oder nicht. Insgesamt sind 41 Prozent der bayerischen  

Bevölkerung optimistisch in Bezug auf die Zukunft Bayerns, 25 Prozent pessimistisch; 

ein bemerkenswert hoher Anteil von 34 Prozent traut sich kein Urteil zu. Diejenigen, 

die die Zukunftsperspektiven der bayerischen Wirtschaft positiv sehen, sind jedoch 

mit überwältigender Mehrheit überzeugt, dass das Land insgesamt eine gute Zukunft 

haben wird – ganz anders als diejenigen, die die Zukunft der bayerischen Wirtschaft 

skeptisch sehen.  
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Schaubild 6 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dass es trotz der positiven Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Situation auch 

in Bayern ein erhebliches Maß an Verunsicherung über die künftigen Perspektiven 

gibt, zeigt auch die Einschätzung der Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes. Zwar sind 

zwei Drittel der in der privaten Wirtschaft Erwerbstätigen überzeugt, dass sie einen 

sicheren Arbeitsplatz haben; knapp jeder Vierte fürchtet jedoch zurzeit um die Sicher-

heit seines Arbeitsplatzes – dies ist ein deutlich höherer Wert als in wirtschaftlich  

befestigten Zeiten, in denen die große Mehrheit auch von guten Zukunftsperspektiven 

der Wirtschaft ausgeht. 
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Schaubild 7 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Bürger haben klare Vorstellungen, was vor allem getan werden müsste, um die 

Wirtschaft in Bayern zu stärken. Sie denken dabei vor allem an den Abbau von Büro-

kratie (71 Prozent), die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren (59 Prozent) und 

Anreize für Fachkräfte, in Bayern zu arbeiten. Darüber hinaus halten es viele auch für 

wichtig, die berufliche Weiterbildung zu fördern, ebenso Forschung und Innovationen 

und Start-ups. Am wenigsten verspricht sich die Bevölkerung von Subventionen für 

Betriebe, die in Schwierigkeiten sind; nur jeder Vierte hält dies für besonders wichtig, 

um die Unternehmen in Bayern zu stärken. 
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Schaubild 8 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die landespolitische Agenda der Bürger  

 

Die Stärkung der Wirtschaft gehört für die Bevölkerung zu den wichtigsten Aufgaben, 

um die sich die Landesregierung in den kommenden Jahren kümmern sollte – trotz der 

Überzeugung der großen Mehrheit, dass es um die wirtschaftliche Lage in Bayern  

zumindest zurzeit gut bestellt ist. Trotzdem rangiert die Stärkung der Wirtschaft unter 

den Top 5-Zielen, die die Bevölkerung für besonders wichtig hält. An der Spitze stehen 

die Ziele 

 

▪ für ausreichend bezahlbaren Wohnraum sorgen 

▪ eine gute Gesundheitsversorgung sicherstellen und 

▪ Bürokratieabbau, gefolgt von 

▪ der Stärkung der Wirtschaft und 

▪ innerer Sicherheit, Kriminalitätsbekämpfung. 
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Diese Aufgaben halten zwischen 51 und 65 Prozent der bayerischen Bevölkerung für 

besonders wichtig. Im Mittelfeld liegen die Verbesserung der Qualität der Schulen, 

der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und des öffentlichen Nahverkehrs, ausreichend 

Kinderbetreuungsplätze und die Förderung des Ausbaus von erneuerbaren Energien.  

 

Am wenigsten dringlich erscheinen der Bevölkerung die Förderung der Integration 

von Zuwanderern und die Förderung von Wissenschaft und Forschung.  

 

Schaubild 9 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Erfolgsbilanz der bisherigen Landespolitik fällt auf den ersten Blick gemischt aus: 

40 Prozent der Bevölkerung in Bayern halten die Politik der Landesregierung aus CSU 

und Freien Wählern alles in allem für erfolgreich, 35 Prozent für nicht erfolgreich; 

jeder Vierte enthält sich der Stimme. Bei der Bewertung dieser Ergebnisse muss  

berücksichtigt werden, dass sie in hohem Maße von den parteipolitischen Präferenzen 
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geprägt sind. Von den potentiellen Wählern der Koalitionsparteien ist die überwälti-

gende Mehrheit überzeugt, dass sich die Bilanz der Landesregierung durchaus sehen 

lassen kann: 73 Prozent der potentiellen Wähler der CSU, 70 Prozent der potentiellen 

Wähler der Freien Wähler stellen der Landesregierung ein gutes Zeugnis aus; auch die 

politisch interessierten Bevölkerungskreise fällen überdurchschnittlich ein positives 

Urteil. 

 

Schaubild 10 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die detaillierte Bilanz der Stärken und Schwächen in Bayern fällt sehr differenziert 

aus. Es gibt Bereiche, in denen Bayern nach Überzeugung der großen Mehrheit gut 

aufgestellt ist. Das gilt vor allem für 



- 12 - 

▪ die Lebensqualität 

▪ das kulturelle Angebot 

▪ die Förderung von Wissenschaft und Forschung 

▪ innere Sicherheit 

▪ die Stärke der Wirtschaft und die Standortbedingungen für Unternehmen und 

auch, wie die Wirtschaft von der Landesregierung unterstützt wird. 

 

Gespalten ist das Meinungsbild in Bezug auf die Verfügbarkeit von Mobilfunknetzen 

und schnellem Internet und die Qualität der Schulen: Knapp jeder Zweite hält Bayern 

in Bezug auf die Qualität der Schulen für gut aufgestellt, gut jeder Zweite für weniger 

gut. 

 

Schaubild 11 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf der anderen Seite gibt es viele Bereiche, die von den Bürgern kritisch bewertet 

werden, wo sie das Land für weniger gut aufgestellt halten. Das gilt insbesondere für  
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▪ die Verfügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum 

▪ Bürokratieabbau 

▪ die Gesundheitsversorgung auf dem Land 

▪ die Effizienz der Verwaltung 

▪ die Integration von Zuwanderern in den Arbeitsmarkt 

▪ die Qualität der Verkehrsinfrastruktur und den öffentlichen Nahverkehr 

▪ die Bekämpfung des Fachkräftemangels und 

▪ die Betreuungsmöglichkeiten für Kinder unter 3 Jahren.  

 

Besonders kritisch werden die Verfügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum und die 

Fortschritte beim Abbau von Bürokratie bewertet: 88 Prozent halten Bayern in Bezug 

auf die Verfügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum für weniger gut aufgestellt, 86 Pro-

zent den Bürokratieabbau für unbefriedigend. Auch die Gesundheitsversorgung auf 

dem Land wird außerordentlich kritisch gesehen: Drei Viertel der Bevölkerung in  

Bayern halten das Land in dieser Hinsicht für weniger gut aufgestellt, ähnlich viele in 

Bezug auf die Effizienz der Verwaltung.  

 

Schaubild 12 
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In Bezug auf den Stand der Bürokratie bzw. des Bürokratieabbaus haben die Bürger 

weitaus eher den Eindruck, dass die Bürokratie weiter zunimmt, statt dass sie zurück-

geführt wird. 56 Prozent der bayerischen Bevölkerung ziehen die Bilanz, dass die  

Bürokratie ihrem Eindruck nach eher zunimmt, nur 7 Prozent können einen Rückgang 

erkennen; 28 Prozent gehen davon aus, dass sich auf diesem Gebiet in den letzten 

Jahren nicht viel verändert hat. 

 

Schaubild 13 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die große Mehrheit kann auch durchaus Bereiche benennen, in denen sie bürokra-

tische Verfahren in letzter Zeit gestört oder belastet haben. Das gilt vor allem für den 

Gesundheitssektor und die Steuer bzw. die finanziellen Nachweise für die Steuer  

sowie für Melde- und Verwaltungsangelegenheiten. 55 Prozent der Bevölkerung  

haben in den letzten Jahren Erfahrungen mit Bürokratie im Gesundheitssektor  
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gemacht, die sie gestört oder belastet haben, 48 Prozent auch bei Melde- und Verwal-

tungsangelegenheiten. Knapp jeder Dritte führt darüber hinaus berufliche Erfahrungen 

an, 29 Prozent den Automobilsektor, Führerschein und Zulassung. Dass nur 10 Prozent  

angeben, dass sie sich als Unternehmer persönlich durch Bürokratie in den letzten  

Jahren gestört oder belastet fühlten, heißt alles andere, als dass es auf diesem Sektor 

wenig Bürokratie gäbe – im Gegenteil: Da nur eine kleine Minderheit selber Unter-

nehmer ist, sind diese 10 Prozent ein außerordentlich hoher Anteil. Befragungen unter 

Selbständigen belegen, wie der Dokumentationsaufwand und die Belastung durch  

bürokratische Regulierungen für diese Gruppe zugenommen haben. Nur 13 Prozent 

der Bevölkerung in Bayern fühlten sich in den letzten Jahren in keiner Weise durch 

bürokratische Verfahren gestört oder belastet; das heißt im Umkehrschluss, dass 87 

Prozent Beispiele benennen können, die zu dieser negativen Bilanz führen, dass die 

überwältigende Mehrheit Bayern – aber natürlich nicht nur Bayern – beim Thema  

Bürokratie für schlecht aufgestellt hält.   

 

Schaubild 14 
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Reformklima: Differenzierte Haltung zu Reformvorschlägen 

 

Die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung in Bayern ist überzeugt, dass Deutsch-

land tiefgreifende Reformen braucht. 62 Prozent vertreten diese Position, während 35 

Prozent davon ausgehen, dass kleinere, schrittweise durchgeführte Reformen ausrei-

chen werden; lediglich 3 Prozent der bayerischen Bevölkerung sehen keinerlei Re-

formbedarf. Die potentiellen Wähler der CSU sind noch mehr als der Durchschnitt der 

Bevölkerung von der Notwendigkeit tiefgreifender Reformen überzeugt. 

 

Schaubild 15 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Mehrheit geht auch davon aus, dass es in den nächsten Jahren mehrere Reformen 

geben wird. Erwartet werden insbesondere eine Anhebung des Rentenalters, eine  

Erhöhung der Beiträge für die Renten- und Krankenversicherung und die Umsteue-

rung auf mehr Eigenverantwortung bei der Altersvorsorge. Diese Beschlüsse werden 
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von 54 bis 59 Prozent der bayerischen Bevölkerung erwartet. Darüber hinaus gehen 

40 Prozent davon aus, dass die Renten nicht im selben Maße steigen werden wie Löhne 

und Gehälter; 36 Prozent rechnen mit verstärkten Anreizen, über das Rentenalter hin-

aus zu arbeiten. Rund jeder Dritte rechnet auch mit Steuererhöhungen, vor allem mit 

der Erhöhung des Spitzensteuersatzes (34 Prozent), einer Mehrwertsteuererhöhung 

(30 Prozent) und der Wiedereinführung der Vermögenssteuer (24 Prozent). Am  

wenigsten rechnet die bayerische Bevölkerung damit, dass eine Abschwächung der 

Progression beschlossen wird, eine Steuerbefreiung für Überstundenzuschläge und 

auch Maßnahmen, die den Zuzug von Fachkräften aus dem Ausland erleichtern.  

 

Schaubild 16 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Unterstützung für die zur Diskussion gestellten Reformvorschläge ist fast eine 

Umkehrung der Erwartungen; die Maßnahmen, die vor allem erwartet werden, finden 

am wenigsten Unterstützung, während umgekehrt die Reformvorschläge, mit deren 
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Umsetzung die Bevölkerung kaum rechnet, breite Unterstützung finden. So unterstützt 

die große Mehrheit eine Steuerbefreiung für Überstundenzuschläge, die Flexibilisie-

rung von Arbeitszeiten, eine Abschwächung der Progression und die Erhöhung des 

Spitzensteuersatzes. Während nur 16 Prozent mit einer Abschwächung der Progres-

sion rechnen, wird sie von 66 Prozent gutgeheißen und von weiteren 22 Prozent als 

akzeptabel eingestuft. Die Erhöhung des Spitzensteuersatzes wird von 60 Prozent  

unterstützt, von weiteren 22 Prozent als zumindest akzeptabel bewertet.  

 

Interessant ist die breite Unterstützung für die Flexibilisierung von Arbeitszeiten, die 

in der öffentlichen Diskussion immer wieder streitig gestellt wird. 69 Prozent der Be-

völkerung in Bayern stehen einer Flexibilisierung von Arbeitszeiten positiv gegen-

über, weitere 25 Prozent bewerten sie als akzeptabel. Auf eine völlig andere Reaktion 

trifft der Vorschlag, die Lebensarbeitszeit zu verlängern und das Rentenalter anzuhe-

ben. Lediglich 11 Prozent der bayerischen Bevölkerung begrüßen diese Maßnahme, 

weitere 27 Prozent halten sie zumindest für akzeptabel. Dabei ist allerdings zu berück-

sichtigen, dass der Anteil, der grundsätzlich bereit ist, über das gesetzliche Rentenalter 

hinaus zu arbeiten, seit Jahren kontinuierlich ansteigt. Auf wenig Gegenliebe treffen 

auch die Vorschläge, Renten nicht im selben Maße steigen zu lassen wie Löhne und 

Gehälter, die Beiträge zur Renten- und Krankenversicherung zu erhöhen und vor allem 

auch eine Mehrwertsteuererhöhung: Lediglich 5 Prozent unterstützen eine Erhöhung 

der Mehrwertsteuer, weitere 18 Prozent finden sie zumindest akzeptabel. 
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Schaubild 17 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

           INSTITUT FÜR DEMOSKOPIE ALLENSBACH 


